
 

 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

35. Jahrgang Potsdam, den 14. Mai 2024 Nummer 20 

Gesetz zu dem Sechsten Staatsvertrag über die Änderung des Landesplanungsvertrages und 

zur Änderung anderer Vorschriften 

Vom 14. Mai 2024 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zu dem Sechsten Staatsvertrag über die Änderung des Landesplanungsvertrages 

Dem am 2. Februar 2024 vom Land Brandenburg unterzeichneten Sechsten Staatsvertrag über die Änderung des Lan-

desplanungsvertrages wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird als Anlage zu Artikel 1 veröffentlicht. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 

Das Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 8. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), das zuletzt durch das Gesetz vom 23. Juni 2021 (GVBl. I Nr. 19) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 2a wird wie folgt gefasst: 

„§ 2a Ergänzende Vorschriften zur Umweltprüfung, in Aufstellung befindliche Ziele“. 

b) Die Angabe zu § 2c wird gestrichen. 

c) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst: 

„§ 18 Ergänzende Vorschriften für das Erarbeitungsverfahren, in Aufstellung befindliche Ziele“. 

d) Die Angabe zu § 21 wird gestrichen. 



 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Mindestens alle zehn Jahre sind sie zu überprüfen und soweit erforderlich der weiteren Entwicklung an-

zupassen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen richtet 

sich nach den Vorschriften des Raumordnungsgesetzes. Die Veröffentlichung von Internetseite oder In-

ternetadresse und Dauer der Veröffentlichung gemäß § 9 Absatz 2 Satz 3 des Raumordnungsgesetzes er-

folgt im Amtsblatt für Brandenburg und zusätzlich in der für öffentliche Bekanntmachungen nach der 

Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft vorgesehenen Weise.“ 

c) Absatz 4 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Landesplanungsbehörde macht die Erteilung der Genehmigung der Satzung mit den Angaben nach 

§ 2a Absatz 3 Satz 2 im Amtsblatt für Brandenburg bekannt; mit der Bekanntmachung wird der Regional-

plan wirksam.“ 

3. § 2a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 2a 

Ergänzende Vorschriften zur Umweltprüfung, in Aufstellung befindliche Ziele“. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Nach Durchführung der Beteiligung nach § 2 Absatz 3 sind die vorgesehenen Ziele des Regional-

plans als in Aufstellung befindlich im Sinne des Raumordnungsgesetzes zu berücksichtigen, wenn eine 

weitere Beteiligung nicht erforderlich ist und die Regionale Planungsgemeinschaft den die Beteiligung 

berücksichtigenden Entwurf auf ihrer Internetseite veröffentlicht hat. Liegen nach Änderung des Entwurfs 

die Voraussetzungen des Raumordnungsgesetzes für eine weitere Beteiligung vor, gelten die vorgesehe-

nen Ziele des Regionalplans als in Aufstellung befindlich, sobald die Regionale Planungsgemeinschaft 

den überarbeiteten Entwurf zur erneuten Beteiligung hinsichtlich der geänderten Teile auf ihrer Internet-

seite veröffentlicht hat. 

(3) Der Regionalplan ist ab dem Tag, an dem die Erteilung seiner Genehmigung bekannt gemacht worden 

ist, zusammen mit den in § 10 Absatz 2 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes genannten Unterlagen auf der 

Internetseite der Regionalen Planungsgemeinschaft zu veröffentlichen. Zusätzlich wird in der Regionalen 

Planungsstelle kostenfreie Einsichtnahme in die veröffentlichten Unterlagen gewährt; darauf ist mit An-

gabe der Internetseite und des Ortes, an dem Einsicht genommen werden kann, in der Bekanntmachung 

über die Erteilung der Genehmigung hinzuweisen. Für die Überwachung der erheblichen Umweltauswir-

kungen gilt Artikel 8 Absatz 2 des Landesplanungsvertrages entsprechend.“ 

4. § 2c wird aufgehoben. 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach Satz 5 folgende Sätze eingefügt: 

„Die Hauptsatzung kann Bestimmungen zur Wahl weiterer Stellvertreter oder Stellvertreterinnen treffen. 

Übernimmt danach ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin aus den Regionalräten und Regionalrätinnen 

nach Satz 2 Nummer 3 den Vorsitz in einer Sitzung der Regionalversammlung, ist Absatz 4 Satz 7 nicht 

anzuwenden.“ 

b) In Absatz 4 Satz 7 erster Halbsatz wird das Wort „Beschlussfähigkeit“ durch das Wort „Beschlussunfähig-

keit“ ersetzt. 
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c) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort „Vorsitzenden“ die Wörter „oder die bisherige Vorsitzende“ 

eingefügt. 

6. In § 11a wird die Angabe „2019“ durch die Angabe „2024“ ersetzt. 

7. § 12 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Braunkohlen- und Sanierungspläne legen unter Berücksichtigung des gemeinsamen Landesraumord-

nungsplans nach Artikel 2 Absatz 2 Nummer 1 des Landesplanungsvertrages sowie nach Abstimmung mit der 

Regionalplanung Grundsätze und Ziele der Raumordnung fest, soweit dies für eine geordnete Braunkohlen- und 

Sanierungsplanung erforderlich ist. Soweit nachfolgend nichts Anderes geregelt ist, gelten die Vorschriften über 

die Aufstellung von Regionalplänen mit Ausnahme von § 2 Absatz 6 entsprechend.“ 

8. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 18 

Ergänzende Vorschriften für das Erarbeitungsverfahren, in Aufstellung befindliche Ziele“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen richtet 

sich nach den Vorschriften des Raumordnungsgesetzes. Die Veröffentlichung von Internetseite oder In-

ternetadresse und Dauer der Veröffentlichung gemäß § 9 Absatz 2 Satz 3 des Raumordnungsgesetzes er-

folgt im Amtsblatt für Brandenburg.“ 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Ist nach Durchführung der Beteiligung nach Absatz 2 eine weitere Beteiligung nicht erforderlich, 

sind die vorgesehenen Ziele der Braunkohlen- und Sanierungsplanung als in Aufstellung befindliche Ziele 

im Sinne des Raumordnungsgesetzes zu berücksichtigen, sobald die Landesplanungsbehörde den die Be-

teiligung berücksichtigenden Entwurf auf ihrer Internetseite veröffentlicht hat. Liegen nach Änderung des 

Entwurfs die Voraussetzungen des Raumordnungsgesetzes für eine weitere Beteiligung vor, gelten die 

vorgesehenen Ziele der Braunkohlen- und Sanierungsplanung als in Aufstellung befindlich, sobald die 

Landesplanungsbehörde den überarbeiteten Entwurf zur erneuten Beteiligung hinsichtlich der geänderten 

Teile auf ihrer Internetseite veröffentlicht hat.“ 

9. § 21 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Änderung des Brandenburgischen Straßengesetzes 

In § 35 Absatz 3 Satz 8 des Brandenburgischen Straßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 

(GVBl. I S. 358), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 6 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 10 S. 79) geändert 

worden ist, werden die Wörter „des Raumordnungsverfahrens“ durch die Wörter „der Raumverträglichkeitsprüfung“ 

ersetzt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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(2) Der Tag, an dem der in Artikel 1 genannte Vertrag nach seinem Artikel 2 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Ver-

ordnungsblatt Teil I für das Land Brandenburg bekannt zu geben. 

Potsdam, den 14. Mai 2024 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Dr. Ulrike Liedtke 

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I ­ Nr. 20 vom 14. Mai 2024 4


